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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Förderprogramm für regenerative Energien  
 
 
 
„Die in den Anlagen 1 – 3 dargelegten Richtlinien für Zuschüsse zur Förderung regenerativer 
Energien werden beschlossen.“ 
 
Begründung: 
 
Der Rat hat am 28. Febr. 2012 folgenden finanzwirksamen Antrag (TOP 21, Drucksache-Nr.: 
15068/12, Änderungsantrags-Nr.: 2074/12) beschlossen:  
 
„Im Haushaltsplan sind für den Zeitraum 2012 bis 2015 an der entsprechenden Stelle insge-
samt 370.000 € für die Förderung des Baus oder der Installation von Anlagen zur regenerati-
ven Energieerzeugung vorzusehen. Für das Jahr 2012 sollen hiervon 90.000 € zur Verfügung 
stehen. Der Restbetrag wird gleichmäßig auf die Folgejahre verteilt. Die Verwaltung wird gebe-
ten, einen Vorschlag für entsprechende Förderrichtlinien vorzulegen. 
 
Doppelförderung soll grundsätzlich ausgeschlossen werden. Kumulationen mit anderen För-
derprogrammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten der Förder-
gegenstand zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht wirtschaftlich realisiert werden kann.“ 
 
Unter Berücksichtigung des personellen Aufwandes bei der Umsetzung einer Förderrichtlinie 
sowie einer möglichst großen Wirksamkeit wurde in der Mitteilung an den PlUA vom 
16.08.2012 (Drucksache 12530/12) eine Auswahl der zu fördernden Maßnahmen bereits vor-
gelegt. Hiermit wird nun entsprechend des o.g. Ratsbeschlusses ein Vorschlag für Förderrich-
tlinien vorgelegt. 
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Es handelt sich dabei um die Förderung folgender Maßnahmen: 
 
 
  

 
Maßnahme 

 

Höhe eines möglichen 
Zuschusses Bemerkungen 

Solarkollektoranlagen 
auf 

Mehrfamilienhäusern 
(> 100m²  

Kollektorfläche) 
 

und 
 

thermische Kollektoren 
auf Ein- und Zweifami-
lienhäuser zur reinen 

Warmwasserbereitung 
(bis 20 m²) 

Etwa 100 €/m²  
(20% der Anschaffungs-
kosten für Kollektoren) 
 

• aktuelle Förderung bis 100 m² Kol-
lektorfläche bei Mehrfamilienhäuser 

• Keine Förderung bei Erweiterung ei-
ner bestehenden Anlage (wird über 
MAP gefördert) 

• Die aktuellen Änderungen über die 
Innovationsförderung des BAFA för-
dern nicht mehr reine solare 
Brauchwassererwärmung bei Ein- 
und Zweifamilienhäuser 

Beratungsleistungen und  
Machbarkeitsstudien 

50% der Kosten, max. 
200€  

• Gefördert werden Beratungen zum 
Einsatz von EE im Stadtgebiet  

• Darin eingeschlossen sind auch sol-
che, deren eigentliche Errichtung im 
Sinne dieses Förderprogramms nicht 
förderfähig ist 

 
Photovoltaik- 

Ost/West-Dächer 
 

Etwa 350€/kWp (20-30% 
der Anschaffungskosten, 
da KfW-Kredit hier allein 
nicht ausreichend für 
Wirtschaftlichkeit) 

• Vorlage der Bestätigung der Inbet-
riebnahme der Anlage 

• Festgelegt wird ein bestimmter Tole-
ranzbereich der Dachausrichtung  
Ost bzw. West +/- 10°) 

 
Aus Sicht der Verwaltung leisten die ausgewählten Maßnahmen den, im Sinne dieses 
Förderprogrammes, größten Beitrag zum Ausbau regenerativer Energien. 
 
In Braunschweig als städtischem Raum liegen die Potenziale zur direkten Nutzung rege-
nerativer Energien vor allem im Bereich Solarenergie. Durch die ausgewählten Maßnah-
men können beide Formen der Solarenergie (unter Ausschluss einer Doppelförderung) 
berücksichtigt werden. 
 
Abhängig von der Nutzungs- und Bebauungsstruktur bestehen eventuell weitere Möglich-
keiten zur direkten Nutzung regenerativer Energien. Um hierüber aufzuklären und ent-
sprechende Investitionen auszulösen, erscheint der Verwaltung die Förderung von Bera-
tungsleistungen und Machbarkeitsstudien sinnvoll. 
 
 
 
I. V. 
gez. 
 
Leuer 
 
Anlagen 
 
 





Anlage 1 
 


Richtlinie für Zuschüsse zur Errichtung  
von thermischen Solarkollektoranlagen 


 
 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung des Ausbaus solarthermischer Ener-
gie durch finanzielle Hilfen für die Errichtung (Projektierung, Anschaffung, Installation) 
der unten definierten Anlagenformen. Mit den geförderten Anlagen soll der Anteil re-
generativ erzeugter Energie zur Warmwasserbereitung, Heizungsunterstützung und 
solaren Kälteerzeugung im Stadtgebiet erhöht und der Einsatz von fossilen Brennstof-
fen verringert werden. Die Intensivierung der Erzeugung von solarthermischer Ener-
gie soll zum Schutz der Erdatmosphäre und zur Erreichung der im integrierten Klima-
schutzkonzept der Stadt Braunschweig formulierten Klimaschutzziele beitragen.  


 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen: 
 


Die Errichtung der solarthermischen Anlage muss auf einem bereits bestehenden 
Gebäude im Gebiet der Stadt Braunschweig erfolgen. Eine Förderung der Errichtung 
von Anlagen auf Neubauten sowie einer Erweiterung von bestehenden Anlagen ist 
grundsätzlich nicht vorgesehen. 
 
Eine Doppelförderung ist grundsätzlich ausgeschlossen. Kumulationen mit anderen 
Förderprogrammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten 
der Fördergegenstand zum Zeitpunkt der Antragsstellung nicht wirtschaftlich realisiert 
werden kann. 
 
Bei der errichteten Anlage muss es sich um eine marktfähige Anlage handeln, die be-
reits vom Hersteller allgemein angeboten wird. Eigenbauanlagen, Prototypen oder al-
te sowie zu überwiegend aus gebrauchten Teilen bestehende Anlagen werden nicht 
gefördert. 
 
Pro Grundstück bzw. Gebäudeeinheit kann ein Förderzuschuss beantragt werden. 
  


4 Besondere Fördervoraussetzungen: 
 
Die Errichtung einer solarthermischen Anlage kann gefördert werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
a) Der Solarkollektortyp muss nach EN 12975 geprüft sein, unter Testbedingungen   
    einen jährlichen Ertrag von mindestens 500 kWh / m²  bei einem solaren  
    Deckungsanteil von 40 %  erreichen, die Kriterien des Umweltzeichens RAL-ZU 73   
    erfüllen und das europäische Prüfzeichen Solar Keymark  tragen. 
 
          … 


  







http://www.bafa.de/bafa/de/energie/erneuerbare_energien/solarthermie/
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6 Weitere Bedingungen: 
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck noch bereitstehenden Haushaltsmittel, auf die grundsätzlich kein 
Rechtsanspruch besteht. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis 
vollständiger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf Bezu-
schussung werden nach Eingang bearbeitet. 
 
Es können nur Installationsvorhaben gefördert werden, die zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht begonnen worden sind. Als Maßnahmebeginn gilt der Abschluss eines 
der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Planung der 
Maßnahme, Beantragung und Bewilligung der erforderlichen Genehmigungen gelten 
nicht als Beginn der Maßnahme.  
 
Installationsvorhaben können im Jahr der Investitionen nur gefördert werden, wenn 
die Betriebsbereitschaft der Anlage bis zum 15. November des betreffenden Jahres 
der Bewilligungsbehörde nachgewiesen wird. Sollte die beantragte und genehmigte 
Anlage auf Grund von nachzuweisenden Lieferschwierigkeiten seitens der Hersteller-
firmen im Jahr der Förderung nicht mehr in Betrieb genommen werden, so kann vor-
behaltlich bereitgestellter Haushaltsmittel die Auszahlung der Förderung im darauffol-
genden Jahr ohne erneute Antragstellung des Zuwendungsempfängers durch die 
Bewilligungsbehörde erfolgen. 


 
Der durch Zuschüsse abgedeckte Anteil der Kosten darf nicht auf die Miete umgelegt 
werden.  


 
7 Antrag: 
 


Vor Maßnahmebeginn ist ein formloser schriftlicher Antrag zu richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
Dieser besteht aus einem Kostenvoranschlag der ausführenden Firma mit der Anga-
be der installierten Spitzenleistung. Die baurechtliche Genehmigung ist - soweit erfor-
derlich - vorzulegen.  
Nach Beendigung der Maßnahme sind eine Kopie der Originalrechnung sowie eine 
Bestätigung über die Inbetriebnahme der Anlage durch den ausführenden Betrieb 
vorzulegen. 
Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass Fotomontagen, Modelle, Computer-
darstellungen oder vergleichbare ergänzende Darstellungen beigebracht werden und 
behält sich vor, die Anlage zu besichtigen.  


 
Antragsberechtigt sind juristische oder natürliche Personen, die Eigentümer-/innen, 
Pächter-/innen oder Mieter-/innen der Anwesen sind, auf denen die Anlageninstallati-
on durchgeführt werden soll. Pächter-/innen oder Mieter-/innen benötigen die schriftli-
che Erlaubnis des/der Eigentümers-/in zur Errichtung und zum Betrieb der Anlage. 
 
          … 
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Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in die ihm/ihr ent-
standenen Kosten selbst zu tragen. 


 
8 Allgemeines Verfahren: 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der jeweils geltenden Fassung. 


 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden oder 
wenn die Anlage in einem Zeitraum von weniger als 5 Jahren ab Inbetriebnahme au-
ßer Betrieb genommen oder so verändert wird, dass diese den Zielsetzungen dieser 
Zuschussrichtlinie nicht mehr entspricht. Das Nähere regelt § 13 der Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig. 


 
 
9 Inkrafttreten:  
 


Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der 
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 1. Januar 2016 tritt sie außer Kraft. 


 
 








Anlage 2 
 


Richtlinie für Zuschüsse zu Beratungsleistungen  
und Machbarkeitsstudien zum Einsatz regenerativer Energien 


 
 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung des Ausbaus regenerativer Energien 
durch finanzielle Hilfen für unten definierte Beratungsleistungen und 
Machbarkeitsstudien. Mit den geförderten Dienstleistungen sollen Lösungs- und 
Umsetzungsvorschläge für Projekte, basierend auf regenerativen Energien im 
Stadtgebiet erarbeitet sowie deren technische und wirtschaftliche Umsetzbarkeit 
untersucht werden. Die Intensivierung der Erzeugung von regenerativen Energien soll 
zum Schutz der Erdatmosphäre und zur Erreichung der im integrierten 
Klimaschutzkonzept der Stadt Braunschweig formulierten Klimaschutzziele beitragen.  


 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen: 
 


Die Beratungsleistungen und Machbarkeitsstudien müssen sich auf die 
Anlagenplanung von regenerativen Energien im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig 
beziehen.  
 
Gefördert werden ausschließlich Beratungsleistungen für Dritte. Pro geplanter Anlage 
kann ein Förderzuschuss beantragt werden. 
 


4 Besondere Fördervoraussetzungen: 
 
Beratungsleistungen und Machbarkeitsstudien können gefördert werden, wenn sie 
die folgenden, inhaltlichen Voraussetzungen erfüllen: 
 
a) Definition von Aufgabe und Problemstellung 
 
b) Technisch-inhaltliche Angaben bzw. Vorgaben unter Berücksichtigung der  
    wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (Kosten-/Nutzenabschätzung) 
 
c) Ziel und Rahmen sowie Umfang der Untersuchung 
 
d) Lösungsansätze und ggf. Lösungsalternativen 
 
e) Informationen zu durchgeführten Untersuchungen und Berechnungen und 
 
f) Abschätzung der Realisierungschancen und –möglichkeiten. 
 
Nicht gefördert werden: 
 
a) rein wirtschaftliche Fragestellungen (z.B. Marktstudien, etc.) 
 
          … 
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b) Beratungsleistungen mit reinem Studiencharakter (Vergleich von Eigenschaften,  
    Erhebung von Produktdaten, etc.) 
 
c) durchgeführte Studien, obwohl die technische Umsetzbarkeit aus dem   
    allgemeinen Stand der Technik leicht erkennbar ist 
 
d) Arbeiten zur Projektvorbereitung (reine Planungsarbeiten, Pflichtenhefterstellung,  
    Auftragserstellung, Konsortialbildung, etc.) 
 
e) Durchführung von Zertifizierungsprüfungen und Zulassungsprüfungen. 
 


5 Art und Höhe der Förderung: 
 


Die finanzielle Förderung wird als einmaliger, nicht zurückzahlbarer Zuschuss zu den   
Beratungskosten gewährt. Sie beträgt 50 % der Kosten, maximal 200 €.  
 
Förderfähig sind: 
     
    1) Beratungsleistungen zum Einsatz von regenerativen Energien und  
        nachwachsenden Rohstoffen und 
         
    2) Machbarkeitsstudien zur Umsetzbarkeit von Vorhaben zur Errichtung von  
        Anlagen zur regenerativen Energieerzeugung und Verwendung  
        nachwachsender Rohstoffe. 
 


6 Weitere Bedingungen: 
 
Der/die Antrag stellende Berater-/in verantwortet in jedem Fall allein das gegenüber 
dem/der Beratungsempfänger-/in kommunizierte Ergebnis. Der gewährte 
Förderzuschuss ist in voller Höhe an den Beratenen/die Beratene weiterzugeben. 
 
Die Berater-/innen verfügen über einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 
gemäß der Richtlinie über die „Förderung der Energieberatung in Wohngebäuden vor 
Ort“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vom 11. Juni 2012. Eine 
Liste mit qualifizierten Energieberater-/innen findet sich unter: http://www.heimspiel-
niedersachsen.de/datenbank.html 
 
Es werden nur Beratungsleistungen und Machbarkeitsstudien gefördert, die nicht vor 
Inkrafttreten dieser Förderrichtlinie durchgeführt worden sind.  
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck noch bereitstehenden Haushaltsmittel, auf die grundsätzlich kein 
Rechtsanspruch besteht. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis 
vollständiger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf 
Bezuschussung werden nach Eingang bearbeitet. 
 
 
          … 
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7 Antrag: 
 


Als Berater-/in ist vorbehaltlich etwaiger Ausschlussgründe antragsberechtigt, wer der 
Stadt Braunschweig erklärt und auf deren Verlangen nachweist, dass er/sie:   
 
a)  als Ingenieur-/in oder Architekt-/in im Rahmen der bisherigen beruflichen Tätigkeit  
     die für eine Beratungsleistung notwendigen speziellen Fachkenntnisse im Bereich  
     regenerativer Energien erworben hat, oder 
 
b) als Ingenieur-/in oder Architekt-/in durch zusätzliche Fortbildungsmaßnahmen nach 


Anlage 3 der Richtlinie über die „Förderung der Energieberatung in Wohn-
gebäuden vor Ort“ (Stand 11. Juni 2012) die für eine Beratung notwendigen 
speziellen Fachkenntnisse erworben hat, oder 


 
c) einen Lehrgang einer Handwerkskammer zum/zur geprüften  
    „Gebäudeenergieberater/in (HWK)“ erfolgreich absolviert hat, oder  
 
d) einen Ausbildungskurs erfolgreich absolviert hat, dessen Eingangsvoraus-


setzungen und Mindestinhalt den in Anlage 3 der Richtlinie über die Förderung der 
Energieberatung in Wohngebäuden vor Ort“ (Stand 11. Juni 2012) festgelegten 
Anforderungen entsprechen. 


 
Als Berater-/in ist nicht antragsberechtigt, wer: 


 
   bei der Beratung ein wirtschaftliches Eigeninteresse an bestimmten 
   Investitionsentscheidungen des/der Beratenen hat oder durch diesbezügliche  
   wirtschaftliche Interessen eines/r Dritten beeinflusst sein kann und deshalb nicht  
   unabhängig ist. Dazu zählt insbesondere, wer: 


 
für ein Energieversorgungsunternehmen arbeitet oder in einem Unternehmen 
tätig ist, das Produkte herstellt, vertreibt oder Anlagen errichtet oder vermietet, 
die bei Investitionen in regenerative Energien im Heizungs- und 
Gebäudebereich verwendet werden, oder 


 
in einem Unternehmen tätig ist, das Leistungen oder Produkte im Bereich des 
Einsatzes von regenerativen Energien anbietet, oder 


 
einen Handwerksbetrieb führt, daran beteiligt oder bei einem solchen 
beschäftigt ist, wenn dieser Betrieb Anlagen zur Nutzung regenerativer 
Energien installiert oder 
 
Provisionen oder sonstige geldwerte Vorteile von den genannten 
Unternehmen fordert oder erhält, oder  


 
nicht unabhängig von Produkten, Anbietern oder Vertriebsstrukturen handelt 
oder den entsprechenden Eindruck erweckt. 


 
            … 
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Nach Durchführung der Beratungsleistung ist ein formloser schriftlicher Antrag zu 
richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
In diesem ist die zu fördernde Maßnahme entsprechend den unter 3.1 und 3.2 
genannten Bedingungen zu erläutern. Dem Antrag ist die im Sinne dieser Richtlinie 
unter 6. beschriebene fachliche Eignung des/der Beraters-/in entsprechend 
beizufügen. Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass ergänzende Belege 
beigebracht werden. 
 
Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in die ihm/ihr 
entstandenen Kosten selbst zu tragen. 
 


8 Allgemeines Verfahren: 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden oder 
die gewährten Zuschüsse nicht über die Rechnungsstellung an den/die Kunden-/in 
weitergegeben wurden. Das Nähere regelt § 13 der Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig. 


 
9 Inkrafttreten:  
 


Diese Förderrichtlinien treten am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der 
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 1. Januar 2016 tritt sie außer Kraft. 


 
 








Anlage 3 
 


Richtlinie für Zuschüsse zur Errichtung von Photovoltaikanlagen  
auf Ost/West-ausgerichteten Dachflächen 


 
 
1 Förderziel 
 


Ziel dieser Zuschussrichtlinie ist die Förderung der Errichtung (Projektierung, 
Anschaffung, Installation) von Anlagen zur Erzeugung von Solarstrom durch 
finanzielle Hilfen für die Installation der unten definierten Anlagenformen. Mit den 
geförderten Anlagen soll die Attraktivität der Erzeugung von Solarstrom auf 
Dachflächen mit geringeren Ertragserwartungen erhöht werden, um weitere 
Potenziale für die Nutzung von Solarstrom zu erschließen. Die Intensivierung der 
Erzeugung von Solarstrom soll zum Schutz der Erdatmosphäre und zur Erreichung 
der im integrierten Klimaschutzkonzept der Stadt Braunschweig formulierten 
Klimaschutzziele beitragen.  


 
2 Räumlicher Geltungsbereich 
 


Die Förderrichtlinie findet Anwendung im Stadtgebiet der Stadt Braunschweig. 
 
3  Allgemeine Fördervoraussetzungen: 
 


Die Errichtung der Photovoltaikanlage muss auf einem bereits bestehenden Gebäude 
im Gebiet der Stadt Braunschweig erfolgen. Eine Förderung der Errichtung von 
Anlagen auf Neubauten sowie einer Erweiterung von bestehenden Anlagen ist 
grundsätzlich nicht vorgesehen. 
 
Eine Doppelförderung ist grundsätzlich ausgeschlossen. Kumulationen mit anderen 
Förderprogrammen anderer Fördergeber sind jedoch dann möglich, wenn ansonsten 
der Fördergegenstand zum Zeitpunkt der Antragsstellung nicht wirtschaftlich realisiert 
werden kann. 
 
Bei der errichteten Anlage muss es sich um eine marktfähige Anlage handeln, die 
bereits vom Hersteller allgemein angeboten wird. Eigenbauanlagen, Prototypen oder 
alte sowie zu überwiegend aus gebrauchten Teilen bestehende Anlagen werden nicht 
gefördert. 
 
Pro Grundstück bzw. Gebäudeeinheit kann ein Förderzuschuss beantragt werden. 
  


4 Besondere Fördervoraussetzungen: 
 
Die Errichtung einer Photovoltaikanlage kann gefördert werden, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
a) Die aktuellen Bestimmungen und Richtlinien zu Anlagentyp, -installation und  
    -betrieb werden eingehalten  
 
b) Die Ausrichtung des zur Installation ausgewählten Daches ist in Ost/West-Richtung   
    Toleranzbereich: (West: + 100° bis + 80°); (Ost: - 100° bis – 80°) 
 
c) Die Installation erfolgt nicht auf einem Flachdach. 
 


            … 
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5 Art und Höhe der Förderung: 
 


Die finanzielle Förderung wird als einmaliger, nicht zurückzahlbarer Zuschuss zu den   
Investitionskosten gewährt. Sie beträgt 350 € pro installiertem kWp.  
 
Förderfähig sind: 
     
        Photovoltaikanlagen auf Ein- oder Mehrfamilienhäusern   
        mit Ost/West-ausgerichteten Dachflächen (Ausrichtung 80°-90°).  
     


6 Weitere Bedingungen: 
 
Die Bewilligung erfolgt als freiwillige Leistung der Stadt Braunschweig im Rahmen der 
für diesen Zweck noch bereitstehenden Haushaltsmittel, auf die grundsätzlich kein 
Rechtsanspruch besteht. Es wird aufgrund pflichtgemäßen Ermessens auf der Basis 
vollständiger prüffähiger Unterlagen entschieden. Eingegangene Anträge auf 
Bezuschussung werden nach Eingang bearbeitet.  
 
Es können nur Installationsvorhaben gefördert werden, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung nicht begonnen worden sind. Als Maßnahmebeginn gilt der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Planung 
der Maßnahme, Beantragung und Bewilligung der erforderlichen Genehmigungen 
gelten nicht als Beginn der Maßnahme.  
 
Installationsvorhaben können im Jahr der Investitionen nur gefördert werden, wenn 
die Betriebsbereitschaft der Anlage bis zum 15. November des betreffenden Jahres 
der Bewilligungsbehörde nachgewiesen wird. Sollte die beantragte und genehmigte 
Anlage auf Grund von nachzuweisenden Lieferschwierigkeiten seitens der 
Herstellerfirmen im Jahr der Förderung nicht mehr in Betrieb genommen werden, so 
kann vorbehaltlich bereitgestellter Haushaltsmittel die Auszahlung der Förderung im 
darauffolgenden Jahr ohne erneute Antragstellung des Zuwendungsempfängers 
durch die Bewilligungsbehörde erfolgen. 


 
7 Antrag: 
 


Antragsberechtigt sind juristische oder natürliche Personen, die Eigentümer-/innen, 
Pächter-/innen oder Mieter-/innen der Anwesen sind, auf denen die 
Anlageninstallation durchgeführt werden soll. Pächter-/innen oder Mieter-/innen 
benötigen die schriftliche Erlaubnis des/der Eigentümers-/in zur Errichtung und zum 
Betrieb der Anlage. 
 
Vor Maßnahmebeginn ist ein formloser schriftlicher Antrag zu richten an: 
 
Stadt Braunschweig 
Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz 
Abteilung Verwaltung 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
 
          … 
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Dieser besteht aus einem Kostenvoranschlag der ausführenden Firma mit der 
Angabe der installierten Spitzenleistung. Die baurechtliche Genehmigung ist - soweit 
erforderlich - vorzulegen.  
Nach Beendigung der Maßnahme sind eine Kopie der Originalrechnung sowie eine 
Bestätigung über die Inbetriebnahme der Anlage durch den ausführenden Betrieb 
vorzulegen. 
Die Bewilligungsbehörde kann verlangen, dass ergänzende Belege beigebracht 
werden.  
Falls eine Förderung abgelehnt wird, hat der/die Antragssteller-/in die ihm/ihr 
entstandenen Kosten selbst zu tragen. 


 
8 Allgemeines Verfahren: 
 


Das Verfahren richtet sich nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
aus Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Darüber hinaus behält die Stadt sich vor, Zuschüsse nebst Zinsen zurückzufordern, 
wenn diese nicht für das Vorhaben in der beantragten Form verwendet wurden oder 
wenn die Anlage in einem Zeitraum von weniger als 5 Jahren ab Inbetriebnahme 
außer Betrieb genommen oder so verändert wird, dass diese den Zielsetzungen 
dieser Zuschussrichtlinie nicht mehr entspricht. Das Nähere regelt § 13 der Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Stadt 
Braunschweig. 


 
9 Inkrafttreten:  
 


Diese Förderrichtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung durch den Rat der 
Stadt Braunschweig in Kraft. Mit Wirkung vom 1. Januar 2016 tritt sie außer Kraft. 


 


 
  





